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Beklagte und Revisionsklägerin7

Prozeßbevollmäehtigter:
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Der 7° Sena t des Bundessozialgeriehts hat ohne

mündliche Verhandlung am 28„ September 4971 durch

Senatspräsident S e h m i t t

— Vorsitzender —„
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für Wecht erkannt:

Das Urteil des Lendessozialgerichts Baden—Württem—
berg vom 270 November 4967 wird aufgehobenq

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des So *°T
gerichts Stuttg rt vom ?: Februar 1966 wird als
lässig verworfenc

L"

Die Yiege gegen den Bescheid nach dem 8 Rente stR—
passungsge setz vom 4„ herz 1966 wird abge .iesez‚

}_
l.nd nicht zu Cl„tetten_<
:
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Der Kläger infizierte sich im Jahre 1946 als Volontärarzt

im Narienhospital in Stuttgart mit spinaler Kinderlähmung°

Wegen der Folgen dieser Berufskrankheit bezieht er von der

beklagten Berufsgenossenschaft Verletztenrente nach einer

Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) von 100 V„H„ Im Mai

1965 beantragte er nach den Vorschriften des Unfallver—

sicherungs_Neufegelungsgesetzes (UVNG) die “Kapitalisierung

der halben Rente“ für einen Zeitraum von 10 Jahren‚ um

damit Bausparverträge finanzieren zu können° Dementspre-

chend bewilligt€ ihm die Beklagte mit Bescheid vom 9„ Juli

1964 die Abfindung in Höhevon 57„999‚50 DM(= 9 X 50
V„H„ des Jahresbetrages der Verletztenrente — ohne Kinder—

zulagen _ von 12°888‚76 DM)„ Seitdem erhielt der Kläger

— bis zur vorzeitigen Rückzahlung der Abfindung im Jahre

1966 _ nur noch die halbe laufende Rente und die — vollen —

Kinderzulagen für drei Kinder in Höhe von insgesamt monat—

lich 859‚50 DM„

Im Februar 1965 paßte die Beklagte die Rente nach dem 7°

Rentenanpassungsgesetz (7° RAG) unter Zugrundelegung eines

neuen‚ mit 1‚C61 vervielfältigten Jahresarbeitsverdienstes

(JAV) an„ Danach betrug die Rente bei einem neuen JAV von
20°512‚46 DM jährlich 150674‚98 DM° Wegen der teilweisen

Kapitalabfindung halbierte die Beklagte diesen Betrag auf

6„857‚49 DM? 50 daß sich ab 10 Januar 1965 eine Rente von

monatlich 569,80 DM zuzüglich der Kinderzulagen zu einem

Zahlbetrag von insgesamt 911,70 DM ergab (Bescheid vom 9„

April 1965)„ Demgegenüber vertrat der Kläger die Auffas—

sung7 es müsse zunächst der ursprüngliche Jahresbetrag der

Rente von 12„888‚76 DM unter Berücksichtigung des mit

1,061 vervielfältigten JAV auf 150674‚98 DM erhöht und

_5_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


iavon der im Jahre ■963 kapitalisierte Betrag von 6„4&4‚38

DM abgezogen werden, so daß sich ein um monatlich etwa

395 DM höherer Zahlbetrag der Jahresrente ergebe°

Die auf Erhöhung der Anpassung gerichtete Klage ist im

ersten Rechtszug vor dem Sozialgericht (SG) Stuttgart

ohne Erfolg geblieben (Urteil vom 4„ Februar 4966)° Auf

die Berufung des Klägers hat das Landessozialgericht (LSG)

Uaden—Württemberg durch Urteil vom 270 November 4967

— dem Klagantrag entsprechend — die Beklagte verurteilt‚

bei der Rentenanpassung nach dem 7„ RAG und auch bei der

nach Erlaß des erstinstanzlichen Urteils am 1„ März 1966

vorgenommenen Anpassung nach dem 80 RAG zunächst die ge—

samte Verletztenrente — auch den abgefundenen Teil — zu

erhöhen und alsdann jeweils nur den der Abfindung zugrunde

gelegten Jahresbetrag von 6„444,58 DN abzuziehen„

Gegen das Urteil des LSG hat die Beklagte — die zugelassene —
Revision eingelegt„ Sie hält die vom LSG angeordnete Anpas—

sungsweise für unriehtig, weil diese dazu führe, daß die

abgefundene Rentenhälfte trotz ihres zeitweiligen Erlöschens

(@ 609 Abs„ 2 Satz 3 der Reichsversicherungsordnung —RVO—)

an zwischenzeitlichen Erhöhungen teilnehmeo

Die Beklagte beantragt‚

‘
das Urteil des LSG aufzuheben und die Berufung

‘ des Klägers gegen das klagabweisende Urteil

‘ des SG zurückzuweisen°

Der Kläger beantragt‚

die Revision zurückzuweiseno

Er hält das angefochtene Urteil für überzeugend und die

Angriffe der Revision für unbegründet‚
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Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung durch Urteil nach 5 424 Abs„ 2 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) einverstanden erklärt„

II

Die Revision der Beklagten ist zulässig und auch begründet„

Soweit die Revision das Urteil des Berufungsgerichts wegen

seiner Entscheidung über die Anpassung nach dem 7„ RAG an—

greift‚ muß sie schon deshalb Erfolg haben„ weil die Be—

rufung des Klägers gegen das Urteil des SG als unzulässig

hätte verworfen werden müsseno

Zutreffend ist das Berufungsgericht allerdings davon aus—

gegangen‚ daß die — nicht nach $"450 Nr° 4 SGG zuge—
lassene — Berufung nicht schon nach S 445 Nr„2 SGG unzu—
lässig war° Sie betraf nämlich nicht nur “Rente für be—

reits abgelaufene Zeiträume" im Sinne dieser Vorschrifto

Die wegen der Abfindung verminderte Verletztenrente des

Klägers, über deren Höhe die Beteiligten streiten„ wurde

nämlich bis einschließlich April 4966 gewährt; erst danach

wurde dem Kläger wegen der Rückzahlung der Abfindungssumme

die Rente wieder in voller Höhe (55 644‚ 642 Abs ; EVO)
ausgezahlt° Der Zahlungszeitraum war deshalb bei Beginn

des Berufungsverfahrens noch nicht abgelaufen (vgl° BSG

SozR Nr° 4 zu 5 446 SGG)„ Das LSG hat aber übersehen‚ daß

die Berufung des Klägers die Neufeststellung einer Dauer—

rente wegen Änderung der Verhältnisse betriffto Eine solche

Berufung ist nach 5 445 Nro 4 SGG — von hier nicht in Be—

tracht kommenden Ausnahmefällen abgesehen — unzulässig°

Gegenstand des Rechtsstreits vor dem SG war der förmliche

Feststellungsbescheid der Bekla„ten (% 4569 a RVG) vom0‘
k.)

90 APril 4965‚ der die vorausgegangene„ nach 5 44 des 7„ BAG
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vorgeschriebene Mitteilung über die Höhe der Rente be—

stätigteoEin solcher Anpassungsbescheid hat die Neufest—

stellung einer Dauerrente wegen Änderung der Verhältnisse

im Sinne des 5 145 Nr„ 4 SGG zum Inhalt„ Diese Vorschrift

will die Berufung in solchen Verfahren grundsätzlich aus—

schließen‚ in denen über die zu entschädigenden Leiden

zwischen den Beteiligten im Grunde keine Meinungsverschie—

denheit besteht° Wenn die Berufung schon bei Streit über

den Grad der MdB oder über das Vorliegen veränderter tat—

sächlicher Verhältnisse ausgeschlossen ist? muß dies erst

recht im Falle der Berufung bei Neufestsetzung von Dauer—

renten aufgrund gesetzlicher Neuregelungen angenommen '

werden„ Es handelt sich hierbei nämlich nur um die Neube—

rechnung von Renten nach den neuen Vorschriften‚ zu deren

gerichtlicher Nachprüfung eine Instanz im allgemeinen aus—

reicht° Wenn es erforderlich ist, kann hier mit der Zulas—

sung der Berufung nach % 150 Nr° 1 SGG geholfen werden„

Im Hinblick auf diesen Zweck des 5 145 Nr„ 4 SGG ist es
deshalb unerheblich‚ ob die Änderung der gesetzlichen
Vorschriften über die Rentenberechnung etwa zu einer Neu—

feststellung aufgrund des € 622 RVO führt oder die Anpas—

sung nach den besonderen Bestimmungen der Rentenanpassungs—

gesetze vorgenommen wird„ In beiden Fällen ist die Berufung

nach 5 145 Nr° 4 SGG unzulässig (vgl° BSG SozR Nr„ 1 und
9 zu S 145 SGG)° Das LSG hätte deshalb die Berufung des
Klägers nach 5 158 Abs„ 1 SGG als unzulässig verwerfen

müssen‚ soweit die Anpassung nach dem 7„ RAG im Streit war„

Dagegen hat das Berufungsgericht mit Recht über die am
1„ März 1966 ergangene Mitteilung der Beklagten nach dem

8„ RAG sachlich entschieden„ Die Vorschriften über die Un—

zulässigkeit der Berufung sind insoweit unanwendbar9 weil

diese Mitteilung nicht mehr Gegenstand des durch Urteil am
10 Februar 1966 abgeschlossenen erstinstanzlichen Ver—

fahrens geworden ist (BSG 4‚ 245 18, 251)0 Da jede Beru—
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fung eine ——hier fehlende — erstinstanzliche Entscheidung

voraussetzt, mußte das LSG die sachliche Entscheidung über

die als Verwaltungsakt aufzufass>nde Mitteilung nach dem

8„ RAG vom 1„ März 1966 selbst als erste Instanz treffen

(BSG 18‚ 251)° Die Mitteilung nach dem 8„ RAG ist daher

gemäß 5 155 Abs„ 1 ioVom° @ 96 SGG Gegenstand des Verfahrens

vor dem Berufungsgericht geworden° Insoweit muß deshalb

auch der Senat das Urteil des LSG auf die zulässige Revision

der Beklagten hin sachlich überprifenc Dies führt zu dem

Ergebnis‚ daß die Beklagte die Rente des Klägers entgegen

der Auffassung des LSG aufgrund des 80 RAG richtig angepaßt

hat° '

Die Anpassung der Dauerrente des Klägers war nach 5 579 RVO

i„V„mo % 10 des 80 RAG vorzunehmen° Hiernach werden Geld—

leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung in der

Weise angepaßt, daß sie nach einem mit 1,089 vervielfälti5—

ten JAV berechnet werden° Die Beteiligten sind unterschied—

licher Auffassung darüber, wie sich die Teilkapitalisierung

der Rente nach 5 609 RVO auf die Rentenanpassung nach € 10

des 80 RAG auswirkt° Während die Beklagte als Geldleistune

im Sinne des 9 10 des 8° RAG eine Teilrente von 50 V„H3

betrachtet9 meint der Kläger‚ es sei zunächst die Vollrente

anzupassen und von dem Betrag der Vollrente der Kapitali—

sierungsbetrag abzuziehen° Aus dem 8„ RAG läßt sich in—

_dessen ebensowenig wie aus @ 579 RVG entnehmen° welche

Geldleistung im Fall der Teilkapitalisierung nach S 10

des 80 RAG zu erhöhen ist° Dies läßt sich nur aus einer am
Sinn und Zweck des Gesetzes orientierten Auslegung des

5 609 Absc 2 RVOherleiteno

Nach 5 609 Abs„ 2 Satz 5 RVO erlischt der Anspruch auf den

Teil der Verletztenrente7 an dessen Stelle die Abfindung

tritt? mit Ablauf des Monats “ r Auszahlung für zehn Jahre„
"N‘-.-D€l .

e
Dieser Wortlaut des Gesetzes vermag die Auslegung des

‚.’7-
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fungsgerichts‚ der durch die Abfindung ersetzte Teil der

Rente sei ein von der jeweiligen Vollrente abzusetzender‚

ein für allemal festgelegter Betrag, nicht eindeutig zu

stützen° Er spricht — im Hinblick auf das Erlöschen eines

Teils der Rente — eher dafür, daß der abgefundene Renten—

teil an Rentenanpassungen, die während des Abfindungszeit—

raumes aufgrund des 5 579 RVO in Verbindung mit einem

RAG vorgenommen werden‚ nicht teilnimmt (so Lauterbach,

Unfallversicherung‚ 5° Auflo„ RVO @ 609‚ Anm„ 5 d und e;
Niesbach/Baumer, Die gesetzliche Unfallversicherung9 2„ Aufl„‚

RVO @ 609, Anm° 2 und 4; Gotzcn/Doetsch, RVO vorletzter

Absatz der Anm° zu 5 609; Etmer, RVO % 609‚ Anmo 2)°

Selbst wenn man aber in dem Wortlaut des 5 609 Abs„ 2

Satz 5 RVO ein Argument für die Rechtsauffassung des Klä—

gers und des LSG sehen wollte, so ergibt sich doch aus der

Systematik und dem Sinn und Zweck des Gesetzes sowie aus

dem der Entstehungsgeschichte zu entnehmenden Willen des

Gesetzgebers, daß der abgefundene Rententeil im Abfindungs—

zeitraum von jeder Teilnahme an einer Rentenanpassung aus—

geschlossen sein soll°

@609 Abs° 2 RVO steht im systematischen Zusammenhangmit
5 609 Abs„ 5 RV0° Nach dieser Vorschrift richtet sich die

Kinderzulage für Kinder, die während des Abfindungszeit—

raumes hinzukommen‚ nach der Rente, die der Verletzte vor

der Abfindung bezogen hat" Daraus wird schon deutlich‚ daß

es einer ausdrücklichen gesetzlichen Regelung (Fiktion)

bedurfte, um die Rechtsfolgen der Teilabfindung insoweit

auszuschließen (Lauterbach aaO, S 609 Anm„ 9}„ Diese Rege—

lung wäre nicht notwendig gewesen‚ wenn der Gesetzgeber

davon ausgegangen wäre‚ daß ohnehin der abgefundene Renten—

teil auch während des Abfindungszeitsraums bei der Berech—

nung von Rentenerhöhungen und Rentenanpassungen zugrunde

zu legen sei°
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Dieses aus der Systematik des Gesetzes gewonne Ergebnis

wird auch durch die Entstehungsgeschichte der neuen Abfin—

dungsregelung gerechtfertigt° Bei der Beratung über die Höhe

der Abfindung wurde nämlich im Sozialpolitischen Ausschuß des

Deutschen Bundestages die Frage erörtert„ ob die Rentenan—

passungsbestimmungen des 5 579 RVO auch für abgefundene

Rententeile entsprechend angewendet werden sollten (Bundes—

tags—Drucks„ IV/958 S„ 16 zu @ 606)° wa rend des Gesetzge—
bungsverfahrens hatte die sozialdemokratische Bundestagsfrak—

tion beantragt‚ das Zehnfache anstelle des Neunfachen des der
Abfindung zugrunde liegenden Jahresbetrages der Rente als

Abfindung zu gewähren„ Sie hatte dies damit begründet‚ daß

dadurch der Ausfall wettgemacht werden könne? der dem Ver=

letzten dadurch entstehe, daß Rentenanpassungen während der

Abfindungszeit nur auf den nicht abgefundenen Teil der Rente

wirkten„ Hilfsweise war noch beantragt werden, 5 579 EVO auch

für abgefundene Rententeile entsprechend anzuwendeno Beide?

Anträge wurden jedoch mit Mehrheit abgelehnto Zur Begründung

wurde ausgeführt: Der Versicherungsträger habe für die Dauer

der Abfindung das Risiko einer möglichen Rentenminderung oder

eines Rentenwegfalls zu tragen„ Demgegenüber müsse sich der

Verletzte in etwa den Zinsvorteil anrechnen lassen? der ihm

bei der Abfindung zumachse° Auch die Vorschrift über die

Rentenanpassungen solle nicht auf abgefundene Rententeile

erstreckt werden° Der Verletzte erwerbe mit der Abfindung

Rechte, deren Wert sich gewöhnlich ebenso wie die Rentenan—

passungen entwickle° Mit dem Wiederaufleben der Rente komme

er ohnehin in den vollen Genuß der während der Abfindungszeit

vorgenommenen Rentenanpassungeno Aus der Entstehungsgeschichte

des Gesetzes (UVNG) wird somit deutlich„ daß sowohl die da-

malige parlamentarische Opposition als auch die Regierungs—

parteien übereinstimmend davon ausgegangen sind„ daß beim

Wortlaut der jetzt in Kraft befindlichen ä$ 579‚ 609 EVO in

der Fassung des UVNG die abgefundenen Rententeilo an Renten—

anpassungen nicht teilnehmen„ Ansonsten wäre nämlich der
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Antrag überflüssig gewesen‚ auch die abgefundenen Renten—

teile durch eine ausdrückliche gesetzliche Vorschrift ent—

weder bei der Rentenanpassung mitzuberücksichtigen oder als

pauschale Abgeltung anstelle des Neunfachen den zehnfachen

Abfindungsbetrag zu gewähren° Die aus der Systematik des

Gesetzes gewonnene Auslegung wird daher durch die Entste—

hungsgeschichte bestätigt°

Diese Auslegung des % 609 Abs° 2 Satz 5 RVO entspricht

auch dem Sinn und Zweck der Abfindung, einerseits den Ver—

sicherungsträger von seiner Wirtschaftslast zu befreien

und andererseits dem Versicherten keine geldlichen Vorteile

aus dem abgefundenen Rententeil zuwachsen zu lassen (vgl°

BSG 12‚ 146„ 120 f„ mit Hinweisen auf die Rechtsprechung

des BVA; LSG Nordrhein—Westfalen, Breith° 1970, 1014)„

Die Anpassung auch des abgefundenen Rentenanteils an die

Veränderung der durchschnittlichen Lohn— und Gehaltssumme

(@ 579 RVO) würde insoweit zu einer ungerechtfertigten
doppelten ”Dynamisierung” führen° Es muß nämlich — worauf

schon der Sozialpolitische Ausschuß des Bundestages hinge—

wiesen hat (vgl° BT—Drucks„ aaO) — davon ausgegangen werden,
daß das ausschließlich zum Erwerb oder zur wirtschaftlichen
Stärkung eigenen Grundvermögens oder grundstücksgleicher

Rechte zu verwendende Abfindungskapital (5% 607‚ 640 EVO}
eine Wertsteigerung erfährt, die mindestens dem Anstieg des
allgemeinen Lohnniveaus entspricht„ Dagegen läßt sich nicht

einwenden, der Gesetzgeber sei dieser Auswirkung dadurch

entgegengetreten‚ daß als Abfindungssumme nur das Neuniache

des der Abfindung zugrunde liegenden Jahresbetrages der Ren—V

te gezahlt werde (5 609 Abs„ 2 Satz 2 RVO)„ Durch diese

Minderung des Zahlbetrages soll nämlich nur der mit der
vorzeitigen Auszahlung der Rente verbundene — weit über einem

Zehntel der Summe der zehn Jahresbeträge liegende — Zinsvor—

teil des Versicherten und ferner auch das dem Versicherun2s—

träger auferlegte Risiko des Wegfalls der Rente in etwa
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ausgeglichen werden (BT—Druckso aaO; Lauterbachj @ 609 Anm„

6 a)‚ nicht aber die Wertsteigerung der mit dem Abfindungs—
kapital erworbenen Rechte„ Im Hinblick auf den Sinn und

Zweck der Abfindung hat deshalb das Bundessozialgericht

(BSG) auch schon zu den vor Inkrafttreten des UVNG gelten—

den Abfindungsvorschrifte■ (5% 616‚ 618 a RVG aF i„V„m°
der Zweiten Verordnung über die Abfindungen für Unfallren—

ten vom 10° Februar 1928 — RGBI I 22) die Auffassung ver-

treten, der Abfindung sei der Betrag zugrunde zu legen‚

den die abgefundene Rente hätte$ wenn sie nach dem für die

neue Rente berechneten JAV errechnet wäre (BSG 12‚ 116)„

obwohl es nach dem Wortlaut des 5 616 Abs° } Satz 4 RVG

aF näher gelegen hätte, anders zu verfahren als bei der

jetzigen Fassung des Gesetzes in 5 609 Abs() 2 Satz 5 RVG„

Nach % 616 Abs° 5 Satz 4 RVG aF war die Rente nämlich ”um

den Betrag“ zu kürzen‚ der bei der Berechnung der Abfindung

zugrunde gelegt war° Aus dem Wesen der Abfindung‚ die es

nicht zuläßt, daß dem Abgefundenen noch geldliche Vorteile

aus dem abgefundenen Rententeil zuwachsenv hat jedoch schon

vor Inkrafttreten des UVNG der 5„ Senat des BSG in seinem

Urteil vom 28„ April 1960 — 5 RKn 48/58 — (BSG 12‚ 1167

120) mit Recht gefolgert‚ daß es sich bei der gesetzlichen

Änderung des zugrunde zu legenden JAV oder bei der sonsti-

gen Erhöhung des nominellen Rentenbetrages nicht um eine echte

zusätzliche Nehrleistung und Besserstellung gegenüber dem

früheren Zustand‚ sondern nur darum handelt„ die Renten

wertmäßig wieder dem anzupassen$ was sie für den Versicher—

ten im Zeitpunkt des Unfalls wirtschaftlich bedeutet hattenc
Dies alles trifft auch noch nach der Neufassung der Abfin—

dungsvorschriften in € 609 Abse 2 RVG durch das UVNG zu„

Am Ergebnis dieser Auslegung ändert sich nichts dadurch?

daß in der Kriegsopferversorgung der kapitalisierte Renten_

teil als ziffernmäßiger Betrag aufgefaßt und bei Erhöhungen

der Rente mitberücksichtigt wird„ Zutreffend haben der Kläger

_ qq _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ qq _

und das LSG allerdings darauf hingewiesen? daß die Kapita—

lisierungsvor$chriften der 55 72 ff des Bundesversorgungs—

gesetzes (BVG) weitgehend Vorbild für die Neuregelung der

Kapitalabfindung durch das UVNG gewesen sind (vgl„ BT—

Drucks° IV/120‚ So 60 zu 55 60% bis 610)„ Dabei entspricht

53609 Abs° 2 Satz 5 RVO in der Fassung des UVNG dem 5 74

Abs„ 2 Satz 5 BVG„ Nach dieser letztgenannten Vorschrift

erlischt der "Anspruch auf die Bezüge‚ an deren Stelle

die Abfindung tritt”‚ für die Dauer von zehn Jahren° Der

Kläger und das LSG übersehen aber‚ daß % 609 Abs„ 2 Satz }

RVO und 5 74 Abs° 2 Satz 5 BVG bereits im Wortlaut vonein—

ander abweichen° Während in der RVO von “Teil der Rente”

die Rede ist, wird im BVG vom "Anspruch auf die Bezüge”

gesprocheno Eine unterschiedliche Behandlung der Unfall—

rentcn einerseits und der Kriegsopferrenten andererseits

bei der Kapitalisierung ist — jedenfalls für die Jahre 1965

bis 1970 — auch sachlich gerechtfertigt° Während es sich

nämlich bei der Erhöhung der Unfallrenten — und gerade auch

nach dem Inkrafttreten des UVNG — nur darum handelt‚ die

Renten wertmäßig wieder dem anzupassen, was sie für den

Versicherten im Zeitpunkt des Unfalls wirtschaftlich be—

deutet hatten, waren die Erhöhungen der Grundrente in der

Kriegsopferversorgung — jedenfalls bis zum Erlaß des Zwei—

ten Anpassungsgesetzes — KOV — vom 10„ Juli 1970 (BGBl I
4029) — keine Rentenanpassungen in diesem Sinne? sondern

in d r Hauptsache echte Mehrleistungen und Besserstellungen

regenüber dem früheren Zustand„ Schon dieser sachliche Un—

terschied im Wesen der Rentenerhöhungen in der gesetzlichen

Unfallversicherung und in der Kriegsopferversorgung recht—
fertigte es jedenfalls in dem hier in Rede stehenden Zeit—

raum, den abgefundenen Rententeil in beiden Rechtssystemen
bei Rentenerhöhungen unterschiedlich zu behandeln„
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Nach allem muß die Revision der Beklagten Erfolg haben°

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 495 SGG„
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